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ANFRAGE 

der Abgeordneten Anschober, Freunde und Freundinnen 

an den Bundeskanzler 

betreffend Transitvertrag EG Österreich 

Einer der zentralen Punkte in der Beurteilung des nun ausgehandelten Transitvertrages 
Österreichs mit der EG ist die Frage der Gültigkeit dieses Vertrages über einen möglichen 
österreichischen EG-Beitritt hinaus. 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten deshalb an den Bundeskanzler folgende 
schriftliche 

1. Wie beurteilt der Bundeskanzler im Zusammenhang mit der Frage der Gültigkeit des 
österreichischen Transitvertrages mit der EG über einen möglichen österreichischen 
EG-Beitritt hinaus die Ergebnisse des uns vorliegenden Holzinger-Gutachtens des 
Verfassungsdienstes des· Bundeskanzleramtes aus dem August 1990? 
Schließt sich der Bundeskanzler dieser überaus kritischen Rechtsmeinung über die 
Gültigkeit des Transitvertrages über einen EG-Beitritt hinaus an oder kommt er zu 
einer durchaus differenten juridischen Fachbeurtteilung? 

2. Der Verkehrsminister der Republik erklärte am 22. Oktober 1991 kurz nach Abschluß 
des Transitvertrages der österreichischen Öffentlichkeit, daß er sich im Falle von 
durch die EG erzwungenen Neuverhandlungen des Transitvertrages und Eingriffen in 
den Transitvertrag gegen einen EG-Beitritt aussprechen würde. Würde sich auch der 
Bundeskanzler gegen einen EG-Beitritt aussprechen, falls tatsächlich die Europäischen 
Gemeinschaften im Rahmen von österreichischen Beitrittsverhandlungen den 
österreichischen Transitvertrag mit der EG neu zur Diskussion stellen? 
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3. Österreichs Transitbürgerinitiativen fordern vom Bundeskanzler sein Wort, daß der 
Transitvertrag vollinhaltlich auch einen österreichischen EG-Beitritt überleben würde. 
Kann der Bundeskanzler dieses Wort geben? 
Gibt er sein Wort auch dafür, daß er sich bei jeglichen Eingriffen in den 
Transitvertrag und bei jeglicher Veränderung von Inhalt und Geist des 

i Transitvertrages bei Beitrittsverhandlungen Österreichs gegen einen EG-Beitritt 
aussprechen würde? A 
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